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Satzung über die Erklärung von Waldflächen auf Gemarkung Schwäbisch Gmünd der 

Stadt Schwäbisch Gmünd zum Erholungswald  

vom 15.10.1980 öffentlich bekanntgemacht am 05.03.1981 

 

Stand und Änderungen 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 22.12.1975, 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.02.1980 in Verbindung mit §§ 33 Abs. 2 und 36 Abs. 6 des 

Waldgesetzes für Baden-Württemberg (Landeswaldgesetz - LWaldG) vom 10.02.1976 (GBl. S.99) hat 

der Gemeinderat der Stadt Schwäbisch Gmünd am 15.10.1980 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 Erklärung zum Erholungswald 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der Stadt Schwäbisch Gmünd wird zum 

Erholungswald erklärt. Sie erhält die Bezeichnung „Erholungswald Taubental“. 

 

§ 2 Abgrenzung 

Der „Erholungswald Taubental“ hat eine Fläche von ca. 107 ha und umfasst die Grundstücke 

Flurstück Nr. 1458/13, 1519, 1643 und 2583/1 und /2 auf der Gemarkung Schwäbisch Gmünd. Das ist 

der gesamte Stadtwald-Distrikt III Taubental.  

 

Die Grenzen des „Erholungswaldes Taubental“ sind in einer, dieser Satzung als Anlage beigefügten 

Karte im Maßstab 1:2.500 dunkelrot eingetragen. Die Karte ist im Bürgermeisteramt Schwäbisch 

Gmünd niedergelegt und kann dort während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. 

Dort liegt auch eine Übersichtskarte im Maßstab 1:10.000 aus. 

 

§ 3 Zweck des Erholungswaldes 

Der „Erholungswald Taubental“ dient dem besonderen Schutz der Waldfläche für die Erholung der 

Bevölkerung und ihrer darauf gerichteten Gestaltung und Pflege. 

 

§ 4 Bewirtschaftungsvorschriften 

Die Zweckbestimmung nach § 3 ist im Forsteinrichtungswerk der Stadt berücksichtigt. In der 

Waldfunktionenkartierung ist der Wald als Erholungswald Stufe 1 und als Klimaschutzwald 

ausgewiesen. Der größte Teil des Waldes ist außerdem Bodenschutzwald im Sinne des 

Landeswaldgesetzes. 

 

Die Umtriebszeit, die Baumartenwahl, die Bestandspflege und die waldbauliche Behandlung der 

Endnutzungen wurde in diesen Funktionen entsprechend festgelegt.  

 

Die Anwendung von Herbiziden, Insektiziden und Fungiziden wird zum Schutz der Waldbesucher, zur 

Vermeidung von Umweltschäden und aus ästhetischen Gründen auf das Allernotwendigste 

beschränkt. Chemische Durchforstungsmaßnahmen sind unzulässig. 

 

§ 5 Verbote zum Schutz des Waldes und der Besucher 

I. Über die gesetzlichen Bestimmungen des Landeswaldgesetzes hinaus ist verboten: 

1. das Radfahren auf Fußwegen 

2. das Zelten und Übernachten im Freien 
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3. das Betreiben von Lautsprecheranlagen, Radios und Musikinstrumenten außerhalb der Spielplätze 

und Spielwiesen 

4. das Mitführen von Hunden auf Spielplätzen und Spielwiesen einschließlich des Waldsportpfades 

und der Kneippanlage 

5. das freie Laufen lassen von Hunden außerhalb der Wege 

6. die Aneignung von Waldfrüchten und die Entnahme von Waldpflanzen (Blumen, Kräuter, Pilze) in 

einer Breite von 10 m, rechts und links des Waldlehrpfades 

7. Das Verbot des Reitens im Erholungswald nach § 37 Abs. 1 LWaldG bleibt unberührt. Die 

Ausübung der Jagd muss so erfolgen, dass Erholungssuchende auf keinen Fall gefährdet oder 

behindert werden. Verstöße gegen die vorstehenden Verbote werden nach § 84 Abs. 2 Nr. 1 LWaldG 

als Ordnungswidrigkeit geahndet.  

 

II. Genehmigungspflichtig sind: 

1. Veranstaltungen aller Art, wie Waldfeste, Waldläufe, Lehrveranstaltungen 

2. das Befahren der Waldwege durch Anlieger. 

Genehmigungsbehörde ist die Stadt Schwäbisch Gmünd im Einvernehmen mit dem staatlichen 

Forstamt. 

 

§ 6 Ausnahmen 

Entsteht für den Betroffenen eine nicht zumutbare Härte, können Ausnahmen von den Vorschriften 

dieser Satzung zugelassen werden, sofern keine öffentlichen Interessen entgegenstehen. 

Genehmigungsbehörde ist die Stadt Schwäbisch Gmünd im Einvernehmen mit dem staatlichen 

Forstamt. 

 

§ 7 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Die Körperschaftsforstdirektion hat zu der Satzung ihre Zustimmung gem. § 33 Abs. 2 LWaldG erteilt. 

 

 


